
II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE 

BESCHLUSS DES RATES UND DER IM RAT VEREINIGTEN VERTRETER DER REGIERUNGEN 
DER MITGLIEDSTAATEN DER EUROPÄISCHEN UNION 

vom 24. Juni 2010 

über die Unterzeichnung und vorläufige Anwendung des Protokolls zur Änderung des 
Luftverkehrsabkommens zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika einerseits und der 

Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits 

(2010/465/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION UND DIE IM RAT VEREINIG­
TEN VERTRETER DER REGIERUNGEN DER MITGLIEDSTAATEN — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 100 Absatz 2 in Verbindung 
mit Artikel 218 Absatz 5 und Artikel 218 Absatz 8 
Unterabsatz 1, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Das am 25. und 30. April 2007 unterzeichnete Luftver­
kehrsabkommen zwischen den Vereinigten Staaten von 
Amerika einerseits und der Europäischen Gemeinschaft 
und ihren Mitgliedstaaten andererseits (nachstehend „Ab­
kommen“ genannt) verpflichtete beide Vertragsparteien 
zur Aufnahme weiterführender Verhandlungen. 

(2) Infolge des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon am 
1. Dezember 2009 ist die Europäische Union an die 
Stelle der Europäischen Gemeinschaft getreten, deren 
Rechtsnachfolgerin sie ist. 

(3) Die Kommission hat im Namen der Union und der Mit­
gliedstaaten ein Protokoll zur Änderung des Abkommens 
(nachstehend „Protokoll“ genannt) gemäß Artikel 21 des 
genannten Abkommens ausgehandelt. 

(4) Das Protokoll wurde am 25. März 2010 paraphiert. 

(5) Das Protokoll steht vollständig im Einklang mit den 
Rechtsvorschriften der Union, insbesondere mit dem 
Emissionshandelssystem der EU. 

(6) Das von der Kommission ausgehandelte Protokoll sollte 
vorbehaltlich seines etwaigen späteren Abschlusses von 
der Union und den Mitgliedstaaten unterzeichnet und 
in dem nach dem innerstaatlichen Recht zulässigen Um­
fang vorläufig angewandt werden. 

(7) Es müssen Verfahrensregelungen dafür festgelegt werden, 
wie darüber entschieden wird, gegebenenfalls die vorläu­
fige Anwendung des Protokolls zu beenden und wie 
Maßnahmen nach Artikel 21 Absatz 5 des Abkommens 
in der durch das Protokoll geänderten Fassung zu fassen 
sind. Des Weiteren müssen Verfahrensregelungen für die 
Aussetzung der gegenseitigen Anerkennung von behörd­
lichen Feststellungen hinsichtlich der Eignung und Staats­
zugehörigkeit von Luftfahrtunternehmen, nach Artikel 6a 
Absatz 2 des Abkommens in der durch das Protokoll 
geänderten Fassung sowie für die Anwendung einiger 
Bestimmungen des Abkommens, unter anderem über 
den Umweltschutz, nach Artikel 15 Absatz 5 des Ab­
kommens in der durch das Protokoll geänderten Fassung 
festgelegt werden — 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Unterzeichnung und vorläufige Anwendung 

(1) Die Unterzeichnung des Protokolls zur Änderung des 
Luftverkehrsabkommens zwischen den Vereinigten Staaten von 
Amerika einerseits und der Europäischen Gemeinschaft und ih­
ren Mitgliedstaaten andererseits (nachstehend „Protokoll“ ge­
nannt) wird im Namen der Union vorbehaltlich des Abschlusses 
des genannten Protokolls genehmigt. 

Der Wortlaut des Protokolls ist diesem Beschluss beigefügt. 

(2) Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en) 
zu bestellen, die befugt ist (sind), das Protokoll vorbehaltlich 
seines Abschlusses im Namen der Union zu unterzeichnen. 

(3) Bis zu seinem Inkrafttreten wird das Protokoll von der 
Union und ihren Mitgliedstaaten ab dem Tag seiner Unterzeich­
nung in dem nach dem innerstaatlichen Recht zulässigen Um­
fang vorläufig angewendet.
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(4) Ein Beschluss über die Beendigung der vorläufigen An­
wendung des Protokolls und über eine entsprechende Mitteilung 
an die Vereinigten Staaten von Amerika nach Artikel 9 Ab- 
satz 2 des Protokolls sowie ein Beschluss über die Rücknahme 
einer solchen Mitteilung wird vom Rat im Namen der Union 
und der Mitgliedstaaten einstimmig im Einklang mit den ein­
schlägigen Bestimmungen des Vertrags gefasst. 

Artikel 2 

Aussetzung der gegenseitigen Anerkennung 

Ein Beschluss über die Aussetzung der gegenseitigen Anerken­
nung von behördlichen Feststellungen hinsichtlich der Eignung 
und Staatszugehörigkeit von Luftfahrtunternehmen und über 
eine entsprechende Unterrichtung der Vereinigten Staaten nach 
Artikel 6a Absatz 2 des Abkommens in der durch das Protokoll 
geänderten Fassung wird vom Rat im Namen der Union und der 
Mitgliedstaaten einstimmig im Einklang mit den einschlägigen 
Bestimmungen des Vertrags gefasst. 

Artikel 3 

Gemeinsamer Ausschuss 

(1) Die Union und die Mitgliedstaaten werden in dem mit 
Artikel 18 des Abkommens in der durch das Protokoll geän­
derten Fassung eingesetzten Gemeinsamen Ausschuss durch 
Vertreter der Kommission und der Mitgliedstaaten vertreten. 

(2) In Angelegenheiten, die in die ausschließliche Zuständig­
keit der Union fallen und nicht die Annahme von Beschlüssen 
mit bindender Rechtswirkung erfordern, wird der von der 
Union und ihren Mitgliedstaaten im Gemeinsamen Ausschuss 
zu vertretende Standpunkt von der Kommission festgelegt und 
dem Rat und den Mitgliedstaaten im Voraus übermittelt. 

(3) In Bezug auf Beschlüsse in Angelegenheiten, die in die 
Zuständigkeit der Union fallen, wird der von der Union und 
ihren Mitgliedstaaten im Gemeinsamen Ausschuss zu vertre­
tende Standpunkt auf Vorschlag der Kommission vom Rat mit 
qualifizierter Mehrheit festgelegt, sofern in den im Vertrag nie­
dergelegten anwendbaren Abstimmungsverfahren nichts anderes 
vorgesehen ist. 

(4) In Bezug auf Beschlüsse in Angelegenheiten, die in die 
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fallen, wird der von der Union 
und ihren Mitgliedstaaten im Gemeinsamen Ausschuss zu ver­

tretende Standpunkt auf Vorschlag der Kommission oder eines 
Mitgliedstaats vom Rat einstimmig festgelegt, es sei denn, ein 
Mitgliedstaat hat das Generalsekretariat des Rates binnen eines 
Monats nach Festlegung dieses Standpunkts davon in Kenntnis 
gesetzt, dass er — insbesondere aufgrund eines 
Parlamentsvorbehalts — dem vom Gemeinsamen Ausschuss 
zu verabschiedenden Beschluss nur nach Einwilligung seiner 
Gesetzgebungsorgane zustimmen kann. 

(5) Der Standpunkt der Union und der Mitgliedstaaten im 
Gemeinsamen Ausschuss wird von der Kommission vertreten, 
außer in Angelegenheiten, die in die ausschließliche Zuständig­
keit der Mitgliedstaaten fallen; in letztgenanntem Fall wird der 
Standpunkt vom Vorsitz des Rates oder, falls der Rat dies be­
schließt, von der Kommission vertreten. 

Artikel 4 

Beschlüsse gemäß Artikel 21 Absatz 5 des Abkommens 

Beschlüsse nach Artikel 21 Absatz 5 des Abkommens in der 
durch das Protokoll geänderten Fassung, mit denen Luftfahrt­
unternehmen der anderen Vertragspartei die Durchführung zu­
sätzlicher Flüge oder der Eintritt in neue Märkte im Rahmen des 
Abkommens nicht erlaubt wird und die Vereinigten Staaten 
darüber unterrichtet werden oder mit denen zugestimmt wird, 
einen solchen Beschluss aufzuheben, werden vom Rat im Na­
men der Union und der Mitgliedstaaten einstimmig im Einklang 
mit den einschlägigen Bestimmungen des Vertrags erlassen. 

Artikel 5 

Unterrichtung der Kommission 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission unverzüglich 
über alle Ersuchen oder Mitteilungen nach Artikel 15 des Ab­
kommens in der durch das Protokoll geänderten Fassung, die 
von ihnen ausgegangen oder bei ihnen eingegangen sind. 

Geschehen zu Luxemburg am 24. Juni 2010. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

J. BLANCO LÓPEZ
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